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B) Planzeichen für die Hinweise
Bestehendes Hauptgebäude

Bestehendes Nebengebäude

Bestehenede Gebäude Abbruch

Bestehende Grundstückgrenze

Bestehende Flurnummer (z. B. 1108/6)

Vorgeschlagene Baukörper

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des rechtskräftigen Bebauunsplanes

Baum, zu erhalten oder zu ersetzen

Laubbaum, zu pflanzen, Standortvorschlag

14

1108/6

A) Planzeichen für die Festsetzungen
Grenze des räumlichen Geltungsbereiches der 19. Änderung und Erweiterung

Baugrenze

Maßzahl in Metern (z. B. 18,0 m)

Abgrenzung unterschiedlicher Höhen für OK FFB

max. zulässige Höhe Oberkante Fertigfußboden in Meter Erdgeschoss
in Meter über Normalhöhennull (z. B. 381,7 m ü. NN)

Private Grünfläche mit besonderer Bedeutung für das Ortsbild (Randeingrünung),
nicht bebaubar

Sträucher zu pflanzen, als geschlossene Pflanzfläche

Laubbaum, zu pflanzen, Standortvorschlag
(Standort kann innerhlab der Randeingrünung um wenige Meter verschoben werden)

Umgrenzung von Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung
von Natur und Landschaft (Ausgleichsfläche)

Anpflanzung Waldmantel

Sukzessionsfläche mit Ziel Waldmantel

Ansaatfläche Krautsaum

Anlage Totholzhaufen

Bestehende Schmutzwasser-Kanal-Hauptleitung

18

381,7

Zwingend zu erhalten und dauerhaft zu sichern

1002

1001

125m

12,2m
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19. ÄNDERUNG UND ERWEITERUNG DES BEBAUUNGS-
PLANES MIT INTEGRIERTEM GRÜNORDNUNGSPLAN
Nr. 4.5 „Tittmoning-Süd, westlich der B 20“
STADT TITTMONING - LANDKREIS TRAUNSTEIN

Stadt Tittmoning
Landkreis Traunstein
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PRÄAMBEL
Die Stadt Tittmoning, Landkreis Traunstein, erlässt aufgrund § 2 Abs. 1 sowie §§ 8, 9,
und 10 des Baugesetzbuches (BauGB), der Baunutzungsverordnung (BauNVO), des
Art. 81 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) und des Art. 23 der Gemeindeordnung für
den Freistaat Bayern (GO) diesen Bebauungsplan als Satzung.

5. Werbung
Lichtwerbung ist nur an oder in Verbindung mit Gebäuden an Außenwänden unterhalb der 
Traufe als ausgeschnittene oder aufgesetzte Schriften zulässig. Eine Hinterleuchtung der 
Schriften ist zulässig; selbstleuchtende Einzelbuchstaben sind nicht zulässig.

6. Garagen und Stellplätze
Oberirdische Stellplätze sind auch außerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. Garagen und 
Tiefgaragen dürfen nur innerhalb der überbaubaren Flächen errichtet werden.

Garagenvorplätze, Einfahrten und Stellplätze sind mit wasserdurchlässigem Material zu 
befestigen, mit einem Abflussbeiwert kleiner oder gleich 0,7 (z. B. Drainpflaster, Schotterrasen 
und Granit- und Betonsteinpflaster mit Rasenfuge); Ausnahmen können zugelassen werden 
soweit diese betrieblich begründet werden.

7. Einfriedung
Als Einfriedungen sind nur Maschendrahtzäune in einer maximalen Höhe von 1,2 m ohne 
Sockel zulässig, gemessen ab der Oberkante der fertigen Geländeoberfläche. Wenn die 
Betriebssicherheit es erfordert, kann ausnahmsweise eine maximale Höhe von bis zu 2,0 m 
zugelassen werden. Durchlaufende Betonsockel und Mauern oder Säulen aus Beton sind 
untersagt, ein Bodenabstand von mindestens 10 cm ist erforderlich, um Tierwanderungen zu 
ermöglichen. Entlang öffentlicher Straßen ist die Einfriedung mit mindestens 0,50 m von der 
Grundstücksgrenze abzusetzen.

8. Grünordnung
8.1. Private Grünflächen - Randeingrünung

Als Randeingrünung ist eine 3 bis ca. 7,5 m breite private Grünfläche vorzusehen, die mit 
Laubbäumen zu bepflanzen ist. Auf etwa einem Viertel dieser Grünfläche sind geschlossene 
Strauchflächen auszubilden, wobei die Sträucher 2-5-reihig zu pflanzen sind. Die Sträucher 
sollen sich entsprechend ihrem natürlichen Habitus entwickeln können und werden nach der 
Fertigstellungspflege nicht mehr geschnitten. Sie können alle 10-15 Jahre abschnittsweise auf 
Stock gesetzt werden. Geschnittene Hecken im Bereich der Randeingrünung sind nicht 
zulässig.

Die Standorte der im Plan dargestellten Bäume können innerhalb der privaten Grünfläche 
verschoben werden, die Anzahl darf jedoch nicht unterschritten werden.

Die restliche private Grünfläche ist möglichst als extensive Wiesenfläche auszubilden. Eine 
Unterpflanzung mit Bodendeckern ist hier nicht zulässig.

Die privaten Grünflächen dürfen nicht, z.B. mit Stellplätzen, überbaut werden.

Es sind gebietseigene Bäume und Sträucher aus untenstehender Artenliste auszuwählen. Die 
Pflanzung hat spätestens im ersten Jahr nach Baubeginn zu erfolgen und ist dauerhaft zu 
erhalten.

8.2. Durchgrünung
Insgesamt sind (inkl. der Randeingrünung) mind. 25 % der Grundstücksfläche als Grünflächen 
anzulegen. Die Flächen sind gärtnerisch frei gestaltbar, wobei vorrangig Wiesen- oder 
Rasen\hichflächen angelegt werden sollten und Bäume aus untenstehender Artenliste 
entsprechend der zeichnerischen Hinweise zu pflanzen sind (Standorte frei wählbar). 
Geschnittene Koniferenhecken sind nicht zulässig.
Stellplätze sind möglichst als zusammenhängende Einheiten anzulegen und mit Bäumen zu 
untergliedern (je 5 Stellplätze ein Baum).
Die Pflanzung hat spätestens im ersten Jahr nach Baubeginn zu erfolgen und ist dauerhaft zu 
erhalten.

E) Verfahrensvermerke
1. Der Stadtrat hat in der Sitzung vom 08.03.2022 die 19. Änderung und Erweiterung des

Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Der Beschluss wurde am
04.06.2024 ortsüblich bekannt gemacht.

2. Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher
Darlegung und Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 
11.03.2024 hat in der Zeit vom 04.06.2024 bis 04.07.2024 stattgefunden.

3. Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungsplanes in der Fassung
vom 11.03.2024 hat in der Zeit vom 03.06.2024 bis 04.07.2024 stattgefunden.

4. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 23.07.2024 wurden die
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der
Zeit vom 09.08.2024 bis 16.09.2024 beteiligt.

5. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom 23.07.2024 wurde mit der
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 16.08.2024 bis 16.09.2024
öffentlich ausgelegt.

6. Die Stadt hat mit dem Beschluss des Stadtrates vom 19.11.2024 den Bebauungsplan in
der Fassung vom 23.07.2024 gemäß § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Stadt Tittmoning, den 11.08.2025

................................................................................
Andreas Bratzdrum, Erster Bürgermeister

7. Ausgefertigt

Stadt Tittmoning, den 11.08.2025

................................................................................
Andreas Bratzdrum, Erster Bürgermeister

8. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ...................... gemäß § 10
Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit
Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt zu
jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft
gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird
hingewiesen.

Stadt Tittmoning, den ....................

................................................................................
Andreas Bratzdrum, Erster Bürgermeister

C) Textliche Festsetzungen
1. Art der baulichen Nutzung

Der Geltungsbereich wird als Gewerbegebiet gemäß § 8 der BauNVO festgesetzt.

Selbständige Einzelhandelsbetriebe sind unzulässig. Einzelhandelsbetriebe mit Ausstellungs-    
und Verkaufsflächen sind nur in funktionell untergeordneter Ergänzung und in Einheit mit 
Handwerks- und Gewerbebetrieben zulässig. Die Errichtung von Betriebsleiterwohnungen ist 
zulässig (§ 8 Abs. 3 Punkt 1).

Nutzungen gemäß § 8 Abs. 2 Punkt 3 (Tankstellen) und Abs. 3 Punkt 1 und 3 der BauNVO  sind
unzulässig.

2. Maß der baulichen Nutzung
2.1. Grundflächenzahl (GRZ)

Zulässig ist eine GRZ von maximal 0,60. Eine Überschreitung der GRZ durch Grundflächen der
in § 19 Abs. 4 BauNVO bezeichneten Anlagen (z. B. Zufahrten und Garagen) ist bis zu einer
GRZ von max. 0,8 zulässig.

2.2. Seitliche Wandhöhe (WH)
Zulässig ist eine WH von max. 7,5 m. Als WH gilt das Maß von der Oberkante des
Fertigfußbodens im Erdgeschoss (OK EG) bis zum Schnittpunkt der Außenwand mit der
Oberkante der Dachhaut bzw. bis zum oberen Abschluss der Wand. Die max. zulässige Höhe
der OK EG in Meter über Normalhöhennull ist im Planteil festgesetzt.

3. Bauweise
Im Geltungsbereich gilt die offene Bauweise. Ausnahmen können zugelassen werden soweit die
betrieblich begründet wird und ortsplanerische und gestalterische Gründe nicht entgegenstehen.

4. Gestaltung
4.1. Gebäudegestaltung

Als Gebäudeform sind ruhige, klare Baukörper vorzusehen.
Zusammenzubauende Gebäude sind in Gestaltung, Dachform und Material aufeinander
abzustimmen. Reflektierende und grell gefärbte Fassadenmaterialien sind nicht zulässig;
ausgenommen hiervon sind Photovoltaikanlagen und solarthermische Anlagen sowie
Fassadenbegrünungen.

Die Rohfußbodenoberkante des Erdgeschosses ist mindestens 25 cm über dem Gelände bzw. 
der Zufahrtsstraße zu legen, und die Gebäude bis zu dieser Kote wasserdicht zu errichten 
(z. B. wasserdichte und gegebenenfalls auftriebssichere Keller sowie dichte Kelleröffnungen, 
Lichtschächte und -gräben, Zugänge, Tiefgaragenzufahrten und Installationsdurchführungen).

4.2. Dachgestaltung
Es sind ausschließlich Satteldächer mit einer Dachneigung von 24° bis 35° zulässig.
Reflektierende und grell gefärbte Dachmaterialien sind nicht zulässig; ausgenommen hiervon
sind Photovoltaikanlagen und solarthermische Anlagen sowie Dachbegrünungen, die begrüßt
werden.

4.3. Fassadengestaltung
Wegen der Lage am Ortsrand und in unmittelbarem Anschluss an zwei landwirtschaftliche
Betriebe, sollte auf eine ländliche Gestaltung geachtet werden. Konkret wäre die
Maschinenhalle mit senkrechter Holzschalung und das Wohnhaus entsprechend einem
landwirtschaftlichen Betriebsleiterhaus mit Lochfassade und Holzbalkonen sowie teilweise mit
Holzschalung zu errichten.

D) Textliche Hinweise
1. Freiflächenplan

Mit der Vorlage des Bauantrages ist ein Freiflächengestaltungsplan in einem aussagekräftigen 
Maßstab vorzulegen. Die Anordnung der Zufahrten und Stellplätze, deren 
Oberflächenbefestigung, sowie Anordnung, Art und Umfang der Begrünung des 
Baugrundstückes sind darzustellen. Jedem Bauantrag ist eine genaue Geländeaufnahme 
beizufügen.

2. Umsetzung der Grünordnungsplanung
Mit der Vorlage eines Bauantrages ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan in einem 
aussagekräftigen Maßstab vorzulegen. Die Anordnung der Stellplätze, Rangierflächen und 
erforderlichen Lagerflächen, deren Oberflächenbefestigung sowie Anordnung, Art und Umfang 
der Begrünung des Baugrundstückes sind darzustellen.

3. Niederschlagswasser
Grundsätzlich ist das anfallende Niederschlagswasser flächenhaft über eine Oberbodenschicht 
in das Grundwasser einzuleiten. Nur wenn das aus zwingenden Gründen nicht möglich ist, sind 
andere Lösungen wie z. B. Rigolenversickerung oder die gedrosselte Einleitung in einen 
Vorfluter zu wählen.

Bei der Ableitung des Niederschlagswassers sind die Anforderungen der einschlägigen Regeln 
und Richtlinien einzuhalten (z. B. NWFreiV, TRENGW, TRENOG, Merkblatt DWA-M 153, 
Arbeitsblätter DWA-A 117 und DWA-A 138). Versickerungsanlagen dürfen 
grundwasserschützende Deckschichten nicht durchstoßen und die Sohle darf nicht tiefer als 5,0 
m unter Geländeoberkante liegen und muss einen Abstand von 1,0 m zum mittleren jährlichen 
höchsten Grundwasserstand aufweisen.

Werden die Anforderungen der einschlägigen technischen Regeln nicht eingehalten, ist für die 
Niederschlagswassereinleitung eine wasserrechtliche Erlaubnis gemäß Art. 15 BayWG beim 
Landratsamt Rosenheim, Sachgebiet Wasserrecht, zu beantragen. Punktförmige Einleitungen 
(Sickerschächte) benötigen ohne zwingende Gründe (z. B. Gefährdung eines Dritten) eine 
wasserrechtliche Erlaubnis.

Auf die Möglichkeit der Regenwassernutzung (z.B. zur Gartenbewässerung und WC-Spülung) 
wird hingewiesen. Die Errichtung einer Eigengewinnungsanlage ist nach der Verordnung über 
„Allgemeine Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVBWasserV)“ dem 
Wasserversorgungsunternehmen zu melden.

4. Schutz vor Oberflächen- und Grundwasser
Bei Starkregenereignissen, die aufgrund des Klimawandels voraussichtlich an Häufigkeit und 
Intensität zunehmen werden, besteht grundsätzlich immer die Gefahr von Überflutungen durch 
wild abfließendes Oberflächenwasser, sowie das Auftreten von Schlammabfluss und Erosionen. 
Der Geltungsbereich liegt am Fuß einer Hanglage, die insbesondere von wild abfließendem 
Oberflächenwasser betroffen ist.

Es liegt in der Verantwortung des Bauherrn sich ausreichend gegen eindringendes 
Oberflächen- und Grundwasser zu schützen, und Vorkehrungen zur Schadensreduzierung und 
Schutzmaßnahmen vor Personenschäden vorzunehmen, einschließlich des Abschlusses einer 
Elementarschadensversicherung.

Nachteilige Veränderungen des Oberflächenabflusses für angrenzende Bebauung und 
Grundstücke durch Baumaßnahmen sind nicht zulässig (§ 37 des Wasserhaushaltsgesetzes). 
Es dürfen keine Geländeveränderungen (z. B. Auffüllungen oder Aufkantungen) durchgeführt 
werden, die wild abfließendes Wasser aufstauen oder schädlich umlenken können. Werden für 
die Bauarbeiten wasserhaltende Maßnahmen erforderlich, ist hierfür rechtzeitig vorab eine 
wasserrechtliche Genehmigung beim Landratsamt Rosenheim einzuholen.

5. Landwirtschaftliche Emissionen
Die von den angrenzenden landwirtschaftlich genutzten Flächen üblicherweise ausgehenden 
Emissionen, insbesondere Geruch, Lärm und Staub, gegebenenfalls auch in den Nachtstunden 
und an Sonn- und Feiertagen, sind zu dulden. Es wird empfohlen, diese Duldungsverpflichtung 
auch etwaigen anderen Grundstücksnutzern (Mieter, Pächter) aufzuerlegen und vertraglich zu 
übertragen.

6. Bodendenkmalpflegerische Belange
Es wird darauf hingewiesen, dass nach Art. 8 des Bayerisches Denkmalschutzgesetzes 
(BayDSchG), Archäologische Bodenfunde sowie Bodendenkmäler, die bei den Bauarbeiten zu 
Tage treten, der gesetzlichen Meldepflicht unterliegen und dem Landesamt für Denkmalpflege 
oder der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landratsamtes Traunstein unverzüglich zu 
melden sind.

7. Altlasten
Sollten während der Baumaßnahmen Bodenauffälligkeiten angetroffen werden, welche auf eine
Altlast o. ä. hinweisen, ist das Landratsamt Traunstein unverzüglich zu verständigen.

Ansonsten bleiben die bisherigen Festsetzungen des
rechtskräftigen Bebauungsplanes bestehen.

8.3 Artenliste
Es sind gebietseigene Gehölze aus dem Vorkommensgebiet 6.1 - Alpenvorland zu wählen.
Bei Obstbäumen sind Sorten aus der Sortenliste des Landschaftspflegeverbandes Traunstein 
zu wählen.

Bäume für die südliche und östliche Randeingrünung, Mindestqualität H. 3xv, mB, StU 16-18

Acer platanoides - Spitz-Ahorn

Carpinus betulus - Hainbuche

Tilia cordata - Winter-Linde

Quercus robur - Stiel-Eiche

Ulmus carpinifolia - Feld-Ulme

Bäume für weitere Standorte, Mindestqualität H. 3xv, mB, StU 14-16

Acer campestre - Feld-Ahorn

Acer pseudoplatanus - Berg-Ahorn

Betula pendula - Hänge-Birke

Malus domestica in Sorten - Apfelbaum

Juglans regia - Walnuss

Prunus avium - Wild-Kirsche

Prunus domestica in Sorten - Zwetschgenbaum

Pyrus communius in Sorten - Birnbaum

Sorbus aucuparia - Eberesche

Sträucher, 40%  Sol, 3xv, m.B., 150-200, 60%  Str. 2xv., o.B., 100-150

Cornus sanguinea - Hartriegel

Corylus avellana - Hasel

Crataegus monogyna - Eingriffliger Weißdorn

Euonymus europaeus - Gewöhliches Pfaffenhütchen

Ligustrum vulgare - Gewöhnlicher Liguster

Lonicera xylosteum - Rote Heckenkirsche

Prunus spinosa - Schlehe

Rosa canina - Hundsrose

Sambucus nigra - Holunder

Viburnum lantana - Wolliger Schneeball

Viburnum opulus - Gem. Schneeball

9. Maßnahmen zum Artenschutz
Ausführliche Beschreibungen der zwingend notwendigen Maßnahmen sind im Umweltbericht 
sowie im Fachbeitrag zum Artenschutz enthalten.

Fledermausschutz

Sofern der Abriss des Gebäudes noch in 2024 beginnt sind keine weiteren Maßnahmen
notwendig. Ansonsten kann der Altbau generell im Winter zwischen November und Mitte März
abgerissen werden.

Falls es zu längeren Verzögerungen kommt kann der Abriss unter Berücksichtigung der
folgenden Maßnahmen ab Mitte Juli eines Jahres erfolgen:

- Erneute Begutachtung des Gebäudes Anfang / Mitte Juli. Sollten keine Fledermäuse 
lokalisiert werden, kann der Abbruch ohne weiteres erfolgen.

- Sofern übertagende Fledermäuse lokalisiert werden, ist der Abbruch des Daches so 
schonend wie möglich durchzuführen. Dazu sind Schindeln und Schalbretter sorgsam, 
getrennt voneinander abzutragen, so das möglicherweise anwesende Tiere wegfliegen 
können. Außerdem sind vorab mind. 2 Fledermausflachkästen im näheren Umfeld 
aufzuhängen.

Reptilienschutz - Neuschaffung Habitatstruktur

Sorgsames Entfernen von sämtlichem gelagertem Material um das Gebäude herum (während
der Aktivitätsphase von März bis September), um evtl. darunter befindliche Tiere zu vergrämen.

Aufstellen eines Reptilienschutzzaunes entlang der westlichen Grundstücksgrenze. Der
Reptilienzaun ist bis zum Abschluss der Bauarbeiten zu belassen und regelmäßig zu
kontrollieren und nachzurichten.

Alternativ können im Frühjahr oder im August/September vor Baubeginn mehrere Begehungen
durchgeführt werden. Sofern keine tatsächlichen Nachweise erbracht werden können, sind die
o.g. Maßnahmen zum Reptilienschutz nicht notwendig.

Schutz von Fortpflanzungs- und Ruhestätten / Vogelschutz

Abschneiden / Fällen der Gehölze nur im Zeitraum von Oktober bis Ende Februar eines Jahres.

Beleuchtung

Das Beleuchtungskonzept ist zwingend artenschutzfachlichen Gesichtspunkten anzupassen. 
Die von den Beleuchtungseinrichtungen im Außenbereich ausgehende Streulichtwirkung ist 
durch entsprechende Platzierung der Lichtquellen und Anpassung der Lichtkegel zu 
minimieren. Nach oben oder seitwärts gerichtete Strahler sind nicht zulässig. Es dürfen 
ausschließlich warmweiße LED-Lampen mit einer Farbtemperatur von 2.700 bis max. 3.000 
Kelvin verwendet werden. Die Leuchten müssen so beschaffen sein, dass keine Tiere in das 
Gehäuse eindringen könne und dort verenden. Eine dauerhafte nächtliche Beleuchtung im 
Außenbereich ist nicht gestattet.

10. Eingriffsregelung
10.1 Kompenstationsbedarf

Zur Ermittlung des Ausgleichsbedarfes wurde der Leitfaden „Bauen im Einklang mit Natur und
Landschaft, Eingriffsregelung in der Bauleitplanung“ (Stand 2021) zugrunde gelegt.

Gemäß Leitfaden wird für folgende Vermeidungsmaßnahmen ein Planungsfaktor von jeweils
5 % berücksichtigt:

- Förderung der Biodiversität durch naturnahe Gestaltung von Grünflächen sowie 
Vernetzung zum Außenbereich durch Erhalt von bestehenden Grünstrukturen

- Erhalt der Wasseraufnahmefähigkeit des Bodens durch versickerungsfähige Beläge
- Festsetzungen zur Reduzierung der Lichtverschmutzung

Damit verbleibt ein Kompensationsbedarf von 6.666 Wertpunkten.

Nähere Angaben zur Eingriffsermittlung sind im Umweltbericht vom 23.07.2024 enthalten.

10.2 Ökologischer Ausgleich
Der ökologische Ausgleich wird auf Flur-Nr. 1001, Gemarkung Kirchheim, erbracht. Die
Ausgleichsmaßnahmen sind im ersten Jahr nach Satzungsbeschluss umzusetzen.

Entwicklungsziele
- W 12 - WX00BK, Waldmantel entlang eines bestehenden Waldstücks
- K 132 - GB00BK, Artenreiche Säume und Staudenfluren
- Lebensraumverbesserung für Kleintiere wie Reptilien oder Amphibien

Das Entwicklungsziel gilt als erreicht, sobald sich ein stabiler Zustand einer mesophilen Hecke
eingestellt hat, die den Kriterien der Biotopkartierung für WX00BK entspricht. Dies sollte nach
10-15 Jahren der Fall sein. Die Saumstrukturen sollten bereits nach wenigen Jahren ihre
ökologischen Funktionen erfüllen können.

Maßnahmen und Pflege

Pflanzung von standortgerechten Sträuchern und wenigen Bäumen auf ca. 50 % der Fläche,
wobei die gesamte Ausgleichsfläche zuvor umzubrechen ist. Insgesamt sind ca. 220 Sträucher
und 10 Bäume zu pflanzen (siehe Artenliste). Die Pflanzung sollte mit einem Wildschutzzaun
vor Verbiss geschützt werden. Pflanzflächen sind in den ersten 3-4 Jahren mind. 3x jährlich
auszumähen. Danach entwickeln sie sich frei. Die Gehölze werden nicht mehr geschnitten und
entwickeln sich gemäß ihrem natürlichen Habitus.

Die restliche Fläche ist mit artenreichem Saatgut für Säume anzusäen. Die Ansaatfläche ist in
den ersten 3 Jahren 1-2 mal jährlich zu mähen. Das Mähgut ist abzufahren, auf Dünger und
Pflanzenschutzmittel zu verzichten. Danach findet auf dem Großteil der Ansaatfläche keine
Pflege mehr statt. Die Fläche soll sich durch die natürliche Sukzession weiter entwickeln.
Lediglich ein Streifen entlang des Grünlandes (ca. 10 % der Ausgleichsfläche, siehe Lageplan
wird dauerhaft alle 2 Jahre im Herbst gemäht.

Zusätzlich sind einige Totholz}haufen aufzurichten (jeweils ca. 2 m³), um Versteckmöglichkeiten 
für Kleinsäuger oder auch Reptilien/ Amphibien anzubieten.
Alle 10 bis 15 Jahre können die Gehölze abschnittsweise auf den Stock gesetzt werden. Das
Schnittgut kann auf Haufen gerichtet auf der Fläche belassen werden. Die Ausgleichsfläche ist
mit Holzpflöcken zum angrenzenden Grünland hin abzugrenzen.

Es darf ausschließlich gebietseigenes, standortgerechtes Saat- und Pflanzgut verwendet 
werden (Saatgut: Ursprungsgebiet 17, Südliches Alpenvorland, Vorkommensgebiet Gehölze: 
6.1 Alpenvorland). Alternativ kann die Ansaat auch durch Saatgut-/Mähgut}übertragung von 
geeigneten Spenderflächen angelegt werden. Die Spenderflächen wären in diesem Fall 
unbedingt mit der Unteren Naturschutzbehörde abzustimmen.

Artenliste Sträucher Ausgleichsfläche
Mindestqualitäten: 20 % Sol. 3xv, mB, 125-150, 80 % Str. 2xv, oB, 60-100
Cornus sanguinea - Hartriegel
Corylus avellana - Hasel
Crataegus monogyna - Eingriffliger Weißdorn
Euonymus europaeus - Gewöhliches Pfaffenhütchen

Ligustrum vulgare - Gewöhnlicher Liguster
Lonicera xylosteum - Rote Heckenkirsche
Prunus spinosa - Schlehe
Rhamnus cathartika - Kreuzdorn
Rosa canina - Hundsrose
Salix caprea - Sal-Weide
Salix purpurea - Purpur-Weide
Sambucus nigra - Holunder
Viburnum lantana - Wolliger Schneeball

Artenliste Bäume Ausgleichsfläche
Mindestqualität: H. 3xv, mB, StU 12-14
Acer campestre - Feld-Ahorn
Sorbus aucuparia - Vogelbeere

Ausgleichsfläche
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